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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 U 168/97
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2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 199/98
Datum 26.02.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom
01. April 1998 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

I.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der Beklagte verpflichtet ist, der KlÃ¤gerin
im Wege der Neufeststellung gemÃ¤Ã� Â§ 44 des 10. Sozialgesetzbuchs â�� SGB X
â�� Verletztenrente nach ihrem Unfall vom 12.05.1980 zu gewÃ¤hren.

Die am 1927 geborene KlÃ¤gerin stÃ¼rzte am 12.05.1980 bei Bauarbeiten an
ihrem zu errichtenden steuerbegÃ¼nstigten Eigenheim von einer ca. 16 cm hohen
Stufe auf eine Betonplatte. Sie fing sich zuerst mit der rechten Hand ab und schlug
dann mit der rechten KÃ¶rperseite auf den Betonboden auf. Sie wurde in der
chirurgischen Abteilung des Krankenhauses St.Josef in R. vom 12.05. bis 06.06.1980
stationÃ¤r behandelt. Die Diagnose lautete RÃ¼ckenprellung und Fraktur des Sitz-

                               1 / 6



 

und Schambeins rechts. Der Beklagte veranlasste eine Untersuchung der KlÃ¤gerin
in der Berufsgenossenschaftlichen Unfallklinik M â�¦ Dort kamen der Chirurg
Prof.Dr.P. und der Neurologe Dr.S. in Gutachten vom 11.02.1981 zum Ergebnis, die
Sitz- und Schambeinfraktur rechts sei inzwischen knÃ¶chern fest verheilt. Es habe
nur fÃ¼r die Zeit vom 12.02.1981 bis 11.02.1982 eine Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit â�� MdE â�� wegen der Unfallfolgen um 20 v.H. bestanden,
danach nicht mehr. Mit Bescheid vom 25.05.1981 gewÃ¤hrte der Beklagte dieser
Beurteilung folgend vom 12.02.1981 bis 28.02.1982 eine GesamtvergÃ¼tung nach
einer MdE um 20 v.H. Als Unfallfolgen erkannte er an: schmerzhafte
BewegungseinschrÃ¤nkung des rechten HÃ¼ftgelenks und GefÃ¼hlstÃ¶rungen
Ã¼ber dem groÃ�en RollhÃ¼gel nach HÃ¼ftprellung und knÃ¶chern fest verheilter
Sitz- und Schambeinfraktur rechts. Den Antrag auf WeitergewÃ¤hrung von
Verletztenrente Ã¼ber den GesamtvergÃ¼tungszeitraum hinaus verbeschied der
Beklagte negativ (Bescheid vom 25.11.1982). Dieser Verwaltungsakt wurde
Gegenstand der bereits gegen den GesamtvergÃ¼tungsbescheid erhobenen Klage
zum Sozialgericht Regensburg. Mit Urteil vom 25.10.1988 wies das Sozialgericht die
Klage ab, nachdem es Gutachten von Prof.Dr.M. , Neurologische UniversitÃ¤tsklinik
W. , Prof.Dr.R. , OrthopÃ¤dische Klinik W. , Prof.Dr.B. , Direktor der Neurologischen
Klinik der L.-UniversitÃ¤t M. , Prof.Dr.S., Nervenklinik der UniversitÃ¤t M. , Prof.Dr.R.
, Direktor der OrthopÃ¤dischen Klinik G. , Prof.Dr.L. , Direktor der Radiologischen
Klinik G. und Prof.Dr.P. , Direktor des Instituts fÃ¼r AnÃ¤sthesiologie am Klinikum G.
eingeholt hatte. SÃ¤mtliche SachverstÃ¤ndigen waren zum Ergebnis gekommen,
dass Unfallfolgen in rentenberechtigendem AusmaÃ� nicht vorliegen. Die
anhaltende Beschwerdesymptomatik wurde auf eine KonversionsstÃ¶rung auf der
Grundlage einer disponierenden hysterischen PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt. Im dagegen betriebenen Berufungsverfahren (Bayerisches
Landessozialgericht â�� Bay LSG -; Az.: L 1 U 65/89) nahm Prof.Dr.B. auf die
Einwendungen der KlÃ¤gerin Stellung. Er gelangte zu der Auffassung, zu keinem
Zeitpunkt nach dem Unfall habe sich ein Anhalt fÃ¼r eine NervenschÃ¤digung am
rechten Bein bzw der rechten Hand oder fÃ¼r eine BlasenentleerungsstÃ¶rung,
welche die KlÃ¤gerin geltend machte, gezeigt. Mit Urteil vom 28.10.1993 wies das
Bay LSG die Berufung zurÃ¼ck. Die dagegen eingelegte
Nichtzulassungsbeschwerde wies das Bundessozialgericht mit Beschluss vom
28.07.1994 zurÃ¼ck.

Am 12.11.1995 wandte sich die KlÃ¤gerin erneut an den Beklagten. Im Schreiben
vom 03.01.1996 machte sie geltend, bei dem Unfall sei der Adduktorenmuskel an
seinem Ursprung abgerissen, was in den frÃ¼heren Gutachten nicht
berÃ¼cksichtigt worden sei. NÃ¤here AuskÃ¼nfte hierzu kÃ¶nne ihr behandelnder
Arzt Dr.K. , Neutraubling, erteilen. Die Beklagte erholte einen Bericht dieses Arztes.
Dieser fÃ¼hrte am 05.02.1996 aus, bei der KlÃ¤gerin habe sich ein massives
posttraumatisches Schmerzsyndrom mit Beteiligung des Plexus lumbosacralis
rechts herausgebildet. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne nur mit KrÃ¼ckstÃ¶cken laufen.
UnfallunabhÃ¤ngig bestÃ¼nden daneben eine Herzerkrankung, ein degeneratives
WirbelsÃ¤ulensyndrom, eine Gon- und Coxarthrose, ein Zustand nach
Mammaablatio links, eine LinsentrÃ¼bung, eine endoreaktive Depression und eine
Zervikozephalgie neben weiteren internistischen Erkrankungen. Dem Arztbrief war
eine BeckenÃ¼bersichtsrÃ¶ntgenaufnahme von Dr.F. vom 19.05.1994 beigefÃ¼gt,
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auf der degenerative VerÃ¤nderungen der Iliosakralfuge sowie eine in guter
Stellung konsolidierte Fraktur beschrieben werden. In einem
Magnetresonanztomogramm â�� MRT â�� desselben Arztes vom 17.10.1995 heiÃ�t
es, es sei kein sicherer Nachweis eines Muskelabrisses zu finden. Lediglich beim
Seitenvergleich zeige sich eine gewisse Asymmetrie. Der Neurologe Dr.B. berichtete
am 04.09.1995, er habe nach eingehender Untersuchung keine neurologischen
AuffÃ¤lligkeiten erkennen kÃ¶nnen. Der OrthopÃ¤de Dr.S. fÃ¼hrte am 07.11.1995
an, nach eigener Nachbefundung des MRT vom 17.10. 1995 komme er zu der
Feststellung, im Bereich des Ursprungs der Adduktoren zeige sich eine deutliche
Seitendifferenz. Es fehle rechts ein Teil der Adduktorenmuskulatur. Dies sei
Unfallfolge und mÃ¼sse mitberÃ¼cksichtigt werden. Am 09.04.1996 teilte der
Beklagte der KlÃ¤gerin mit, er sehe keine Veranlassung, in eine erneute PrÃ¼fung
einzutreten, zumal das vorerwÃ¤hnte MRT 15 Jahre nach dem Unfall erstellt worden
sei und keine neuen Erkenntnisse daraus zu gewinnen seien. Die Beklagte zog das
MRT vom 17.10.1995 bei und beauftragte Prof.Dr.B. , Berufsgenossenschaftliche
Unfallklinik M. , nach Lage der Akten Stellung zu nehmen. Am 13.01.1997 kam
Prof.Dr.B. unter Auswertung einer radiologischen Stellungnahme von Dr.E. zum
Ergebnis, Dr.S. habe eine falsche Interpretation des MRT vorgenommen. Die von
ihm gesehene Asymmetrie beruhe auf einer technischen Variante. Ein Anhalt fÃ¼r
einen Abriss der Adduktoren rechts ergebe sich daraus nicht. Mit Bescheid vom
07.03.1997 lehnte der Beklagte hierauf gestÃ¼tzt eine Neufeststellung nach Â§ 44
SGB X ab. Der Widerspruch blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 24.04.1997).

Dagegen hat die KlÃ¤gerin beim Sozialgericht Regensburg Klage erhoben und
vorbringen lassen, ihre LebensqualitÃ¤t sei nach dem Unfall deutlich reduziert. Die
Feststellungen von Dr.S. mÃ¼ssten BerÃ¼cksichtigung finden. Mit Urteil vom
01.04.1998 hat das Sozialgericht ohne weitere Beweiserhebung die Klage, mit der
die KlÃ¤gerin Verletztenrente begehrte, abgewiesen. Die AusfÃ¼hrungen des
Radiologen Dr.E. vom 12.01.1997 seien Ã¼berzeugend, hingegen handle es sich bei
den Befundungen durch Dr.S. um eine Fehlinterpretation des MRT. DarÃ¼ber
hinaus habe die KlÃ¤gerin nichts wesentlich Neues vorgebracht, so dass an der
Bindungswirkung der frÃ¼heren Urteile festzuhalten sei.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin Berufung eingelegt. Sie hat beantragt, den Bescheid
vom 25.05.1981 abzuÃ¤ndern, den Bescheid vom 25.11.1982 aufzuheben und ihr
Verletztenrente nach einer MdE um mindestens 20 v.H. zu gewÃ¤hren. Die
Feststellungen von Dr.S. seien richtig. Die Schlussfolgerungen der Vorgutachter, bei
ihr handle es sich um psychogene StÃ¶rungen, entbehrten jeder Grundlage bzw
seien sie zumindest zweifelhaft. Zudem beantrage sie gemÃ¤Ã� Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� ein Gutachten von Prof.Dr.P. einzuholen. Der
Senat hat das MRT vom 17.10.1995 beigezogen, hierzu eine Stellungnahme des
Radiologen Dr.S. eingeholt und den OrthopÃ¤den Dr.F. beauftragt, ein Gutachten
â�� auf Wunsch der KlÃ¤gerin â�� nach Aktenlage zu erstatten. Am 25.08.1999 hat
der SachverstÃ¤ndige ausgefÃ¼hrt, auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet lÃ¤gen bei
der KlÃ¤gerin folgende GesundheitsstÃ¶rungen vor: knÃ¶chern fest verheilte Sitz-
und Schambeinfraktur, degenerative VerÃ¤nderungen der LendenwirbelsÃ¤ule mit
Spondylosen und Einengungen der letzten Lendenbandscheibe sowie HÃ¼ft- und
Kniegelenksarthrosen beidseits. Durch drei Fachradiologen, nÃ¤mlich Dr.N. , Dr.E.
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und Dr.S. , sei anhand des kernspintomographischen Befundes vom 17.10.1995
eine Verletzung in Form eines Muskelrisses am Oberschenkel ausgeschlossen
worden. Damit habe sich der computertomographische Befund vom 28.06.1988
bestÃ¤tigt. Der von Dr.S. erwÃ¤hnte Tastbefund, der ihn zu der Annahme gelangen
lieÃ�, es handle sich um einen Muskelabriss, werde durch die eindeutigen
radiologischen Befunderhebungen widerlegt. Folge des Unfalls vom 12.05.1980
seien ausschlieÃ�lich die knÃ¶chern fest verheilten Frakturen des Sitz- und
Schambeins rechts. Sofern, was anhand der unmittelbar nach dem Unfall erhobenen
Befunde nicht zweifelsfrei feststellbar sei, es zu einer LÃ¤sion des rechten
Handgelenks gekommen sei, so sei hiervon keine krankhafte VerÃ¤nderung von
funktioneller Bedeutung zurÃ¼ck geblieben. Eine MdE resultiere daraus auf keinen
Fall. Eine unfallbedingte MdE sei nicht zu begrÃ¼nden. Das Gutachten ist den
Beteiligten am 17.04.2000 zur Kenntnis gegeben worden. Im ErÃ¶rterungstermin
vom 27.04.2000 hat die KlÃ¤gerin noch in Aussicht gestellt, einen Antrag nach Â§
109 SGG stellen zu wollen, den sie jedoch mit Schreiben vom 26.06.2000 nicht
aufrechterhalten hat. Gleichwohl hat sie sich nicht in der Lage gesehen, die
Berufung zurÃ¼ckzunehmen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, den Beklagten unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts Regensburg vom 01.04.1998 und des Bescheids vom 07.03.1997 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 24.04.1997 zu verpflichten, die
Bescheide vom 25.05.1981 und 25.11.1982 zurÃ¼ckzunehmen und ihr wegen der
Folgen ihres Unfalls vom 12.05.1980 Verletztenrente nach einer MdE um
mindestens 20 v.H. zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt, die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des
Sozialgerichts Regensburg vom 01.04.1998 zurÃ¼ckzuweisen.

Im Ã�brigen wird gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs.2 SGG auf den Inhalt der beigezogenen
Akten der Beklagten, der frÃ¼heren Verfahrensakten des SG Regensburg (Az. S 3 U
43/82), des Bay LSG (Az. L 3 U 65/89) sowie auf die Gerichtsakten 1. und 2. Instanz
des jetzigen Verfahrens Bezug genommen.

II.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 SGG), aber unbegrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤gerin steht kein Anspruch auf AbÃ¤nderung bzw Aufhebung der Bescheide
vom 25.05.1981 und 25.11.1982 zu, mit denen der Beklagte Unfallfolgen feststellte
und die GewÃ¤hrung von Verletztenrente aus AnlaÃ� des Unfalls vom 12.05.1980
Ã¼ber den 11.02.1982 hinaus ablehnet. Da diese Bescheide nach â�� erfolglosem
â�� Abschluss der gerichtlichen Verfahren bindend geworden sind (Â§ 77 SGG),
kommt lediglich eine Ã�berprÃ¼fung nach Â§ 44 SGB X in Betracht. Im Ergebnis hat
das Sozialgericht zutreffend dargelegt, dass ein Anspruch der KlÃ¤gerin auf eine
derartige Neufeststellung der Folgen ihres Arbeitsunfalls vom 12.05.1980 nicht zu
begrÃ¼nden ist. Die Voraussetzungen hierzu nach Â§ 44 SGB X liegen nicht vor.
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Nach Abs.1 Satz 1 dieser Vorschrift ist ein Verwaltungsakt, auch nachdem er
unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen, wenn sich im Einzelfall ergibt, dass bei seinem Erlass das Recht
unrichtig angewandt oder von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen worden
ist. Eine solche Unrichtigkeit liegt nicht vor. Die Bescheide vom 25.05.1981 und
25.11.1982 entsprechen der Sach- und Rechtslage. Denn weitere
GesundheitsstÃ¶rungen als die anerkannten knÃ¶chern fest verheilten Frakturen
des Sitz- und Schambeins rechts sind nicht auf den Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Dies
gilt insbesondere fÃ¼r den Abriss der Adduktorenmuskel. Das Sozialgericht hat
insoweit bereits zutreffend und eingehend dargestellt, dass die Befundbewertung
durch den inzwischen verstorbenen Dr.S. auf eine fehlerhafte Interpretation des
Kernspinbefundes vom 17.10.1995 zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Denn die zustÃ¤ndigen
SachverstÃ¤ndigen auf radiologischem Gebiet, Dr.E. und Dr.N. , hatten bereits
eingehend dargelegt, dass die von Dr.S. gesehene unklare Strukturverminderung
rechts allenfalls auf einer Fehldeutung der Bilder beruhe. Insoweit sieht der Senat
zur Vermeidung von Wiederholungen von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab und nimmt auf die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts
gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2 SGG Bezug.

Im Ã�brigen hat die vom Senat durchgefÃ¼hrte weitere Beweiserhebung,
insbesondere das Gutachten des OrthopÃ¤den Dr.F. , welche sich auf eine
Nachbefundung durch Dr.S. , radiologische Praxisgemeinschaft MÃ¼nchen, stÃ¼tzt,
die Auffassung des Sozialgerichts und der Beklagten im angefochtenen Bescheid
bestÃ¤tigt. Dr.S. sah insbesondere keinen Nachweis frischer oder Ã¤lterer
posttraumatischer VerÃ¤nderungen, keine Einblutung und keine
KontinuitÃ¤tsunterbrechung bzw. Asymmetrie der Oberschenkelmuskulatur
beidseits auf den Kernspinaufnahmen vom 17.10. 1995, welche in der Praxis Dr.N.
gefertigt worden waren. Damit wird insbesondere das Vorbringen der KlÃ¤gerin, die
inzwischen bei ihr bestehende erhebliche Geh- und Stehbehinderung sei auf einen
Muskelriss am Oberschenkel zurÃ¼ckzufÃ¼hren, entkrÃ¤ftet. Besonders
hervorzuheben ist, dass diese Ã¤rztliche Auffassung vÃ¶llig in Ã�bereinstimmung
mit der Meinung der im frÃ¼heren sozialgerichtlichen Verfahren gehÃ¶rten
SachverstÃ¤ndigen steht. Es ergibt sich daher kein Anhalt, dass die Bescheide des
Beklagten vom 25.05.1981 und 25.11.1982 nicht der Sach- und Rechtslage
entsprochen hÃ¤tten. Die Voraussetzungen fÃ¼r eine Neufeststellung gemÃ¤Ã� Â§
44 SGB X liegen somit nicht vor. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des
Sozialgerichts Regensburg vom 01.04.1998 war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, da keine GrÃ¼nde im Sinne des Â§ 160 Abs.2
Nrn.1 und 2 SGG vorliegen.

Erstellt am: 04.11.2003
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Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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